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Enttäuschendes Urteil für Heimträger 

BSG: Kein pauschaler Gewinnaufschlag
Mit seiner aktuellen Entscheidung vom 26. September 

2019 (Az.: B 3 P 1/18 R) hat das Bundessozialgericht (BSG) 

die Hoffnung vieler Altenheimträger beerdigt, bei Pflege­

satzverhandlungen vier Prozent pauschal als Gewinn­

aufschlag durchsetzen zu können.

Von Kai Tybussek

Die SGB XI-Schiedsstelle in NRW 
hatte in mehreren Verfahren Trägern 
von Pflegeheimen pauschal vier Pro-
zent als Gewinnmarge zugesprochen, 
dieser Schiedsspruch wurde kosten-
trägerseitig beklagt. Das LSG Essen 
hatte sodann 2017 die Schiedssprü-
che aufgehoben und geurteilt, dass 
die Schiedsstelle unter Beachtung der 
Rechtsauffassung des Gerichts neu 
entscheiden solle. Dagegen legte die 
Schiedsstelle ihrerseits Revision beim 
BSG ein. Mit großer Spannung haben 
naturgemäß vor allem die Träger von 
Pflegeeinrichtungen dieses Urteil er-
wartet, es fiel nun sehr deutlich zulas-
ten der Einrichtungen aus. 

Die Bundesrichter urteilten: Der 
Ansatz, eine Gewinnmarge völlig 
losgelöst sowohl von den kalkulier-
ten Gestehungskosten als auch von 
einem externen Vergleich festzu-
setzen, ist mit geltendem Recht un-
vereinbar. Fordert der Einrichtungs-
träger einen am Umsatz bemessenen 
Gewinnzuschlag, sind im Rahmen 
der auf der ersten Stufe durchzu-
führenden Schlüssigkeits- und Plau-
sibilitätskontrolle mindestens die 
wesentlichen Eckpunkte der Kos-
tenstruktur der Einrichtung darauf-
hin zu überprüfen, ob und inwieweit 
damit bereits Gewinne erzielt wer-
den können. In einem zweiten Prü-
fungsschritt ist dann der externe Ver-

gleich der Pflegesätze einschließlich 
ihrer Gewinnmöglichkeiten mit de-
nen in vergleichbaren Einrichtungen 
vorzunehmen. Erst danach lässt sich 
die von § 84 SGB XI geforderte Leis-
tungsgerechtigkeit von Pflegesätzen 
einschließlich der sich dadurch bie-
tenden Gewinnmöglichkeiten beur-
teilen. 

Hinzu kommt ein völlig anderer 
(neuer) Aspekt der Entscheidung: 
Das BSG bemängelte, dass die be-
klagte Schiedsstelle es versäumt 
habe zu ermitteln, ob die nach § 85 
SGB XI vorgesehene schriftliche Stel-
lungnahme der Interessenvertretung 
der Heimbewohner eingeholt wurde. 
Erfolgte Stellungnahmen im Pflege-
satzverfahren sind inhaltlich zu be-
rücksichtigen. Schon dies führe zur 
Rechtswidrigkeit der Schiedssprüche, 
weil sie auf einem unvollständig er-
mittelten Sachverhalt beruhten. Es 
ist laut den Richtern unzutreffend, 
dass die Beteiligung der Einrich-
tungsbewohner nicht relevant ist, 
denn durch die Vergütungsregelun-
gen sind in erster Linie die Heimbe-
wohner finanziell betroffen.

Das BSG befand zudem: Bei der 
Bemessung der Gewinnmöglichkeit 
ist insbesondere stets der Grundsatz 
der Beitragssatzstabilität nach § 84 
SGB XI zu berücksichtigen. Eine Ori-
entierung an Verzugszinsen für Sozi-
alleistungsberechtigte in Höhe von 
vier Prozent (§ 44 SGB I) ist durch 

sachliche Gründe nicht gerechtfer-
tigt und damit rechtswidrig. 

Von großer Bedeutung für die 
künftige Verhandlungspraxis dürfte 
folgende Differenzierung sein: Bei 
der Findung angemessener Entgelte 
für Unterkunft und Verpflegung nach 
§ 87 SGB XI stehe nicht die Erzielung 
von Marktpreisen und Gewinnmög-
lichkeiten im Vordergrund, sondern 
die Refinanzierung prognostischer 
Gestehungskosten. Nach § 82 Absatz 
1 Satz 1 SGB XI gelten nämlich nicht 
dieselben Kriterien wie für die Pfle-
gevergütung („leistungsgerechte … 
Pflegevergütung“, aber „angemesse-
nes Entgelt für Unterkunft und Ver-
pflegung“). 

In einem Punkt widersprachen 
die BSG-Richter allerdings der lan-
dessozialgerichtlichen Vorinstanz 
deutlich: Ein Sachverständigengut-
achten muss die Schiedsstelle nicht 
regelmäßig einholen. Zwar liege die 
Einholung eines Gutachtens zu Ein-
zelpunkten im Ermessen der Schieds-
stelle. Die abschließende Beurteilung 
der Leistungsgerechtigkeit der Pfle-
gesätze und der Angemessenheit 

der Entgelte bleibe aber originäre 
Aufgabe der sachkundig besetzten 
Schiedsstelle selbst.

Fazit 

Konkret begründete Risikozuschläge 
können zwar weiterhin verhan-
delt werden, pauschale Gewinn-
aufschläge dagegen nicht. Es wird 
schwieriger, Risikozuschläge auch 
auf die Sachkosten im Bereich Un-
terkunft und Verpflegung durchzu-
setzen. Die Heimbeiratsanhörung ge-
winnt an Bedeutung.

Branchenweite Erwartungen an 
die BSG-Entscheidung wurden in-
sofern enttäuscht, neue Erkennt-
nisse zu liefern, um in der Verhand-
lungspraxis die Durchsetzung des 
gesetzlichen Anspruchs auf eine 
angemessene Vergütung des Unter-
nehmerrisikos zu erleichtern. 
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Erschwerte Bedingungen: Im Rahmen der Pflegesatzverhandlungen können konkret 

begründete Risikozuschläge zwar weiterhin verhandelt werden, pauschale Gewinn­

aufschläge dagegen nicht.� Foto: vchalup/AdobeStock

Zweiter Zwischenbericht zum einheitlichen Personalbemessungsverfahren

Bundesgesundheitsministerium: Es handelt sich um ein „lernendes System“
Berlin // Anfang vergangener Woche 
ist der zweite Zwischenbericht zum 
einheitlichen Personalbemessungs-
verfahren den Auftraggebern, der 
Pflegeselbstverwaltung, übermittelt 
worden. Das bestätigte das Bundesge-
sundheitsministerium (BMG) in einer 
Stellungnahme gegenüber CAREkon-
kret. Dieser sei nun durch die Pflege-
selbstverwaltung zu prüfen und ab-
zunehmen.

Am Forschungszentrum Socium 
der Uni Bremen entwickeln Wissen-
schaftler unter Leitung von Professor 
Heinz Rothgang ein Instrument, mit 
dem für jede Einrichtung individuell 
ausgerechnet werden kann, wie viel 
Personal mit welcher Qualifikation für 
eine gute Pflege vorgehalten werden 
muss – ausgehend von der Anzahl der 
versorgten Bewohner und dem Aus-
maß ihrer Pflegebedürftigkeit. 

Roadmap mit den notwendigen 
Umsetzungsschritten wird erstellt

Eine Veröffentlichung von Zwischen-
berichten sei allerdings nicht vorgese-
hen, heißt es vom BMG weiter. Hierü-
ber werde die Pflegeselbstverwaltung 
nach Vorliegen des Abschlussberichts 
zum 30. Juni 2020 entscheiden. Nach 
Abnahme des zweiten Zwischenbe-
richts werde das BMG im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend (BMFSFJ) unter Beteiligung der 
relevanten Akteure eine Roadmap er-
arbeiten, in der notwendige Umset-
zungsschritte dargestellt und mit ei-
nem Zeitplan versehen werden. Die 
Pflegeselbstverwaltung habe mit 
dem zweiten Zwischenbericht einen 
ersten Entwurf für ein Personalbe-
messungsverfahren, genannt „Algo-

rithmus 1.0“, erhalten. Aus dieser Be-
zeichnung werde deutlich, dass es sich 
um ein „lernendes System“ handelt, 
so das BMG gegenüber CAREkonkret. 
Nicht umsonst hätten der Gesetzge-
ber und die Pflegeselbstverwaltung 
vor dem Abschluss des Projekts noch 
eine Erprobung vorgesehen. 

Höhere Löhne, aber keine 
Überforderung bei Eigenanteilen

Auf die Frage, ob das entwickelte Ver-
fahren im Hinblick auf die Kosten-
überhaupt eins zu eins in die Praxis 
umgesetzt werden kann und wie ei-
ner weiteren finanziellen Belastung 
der Bewohner entgegengewirkt wer-
den soll, antwortete das BMG, der Ge-
setzgeber müsse entscheiden, wie er 
die Verbindlichkeit, die im Koalitions-
vertrag vorgesehen ist, ausgestalten 

wird. Dafür würden auch die Ergeb-
nisse aus dem Roadmapprozess eine 
Rolle spielen, heißt es in der schriftli-
chen Stellungnahme. Ziel der Bundes-
regierung sei es, sowohl höhere Löhne 
als auch bessere Arbeitsbedingungen 
der Pflegekräfte zu ermöglichen, auch 
durch die Umsetzung des Personal-
bemessungsverfahrens für Pflegeein-
richtungen. Zugleich seien Pflegebe-
dürftige und ihre Familien vor einer 
Überforderung bei den Eigenanteilen 
in der Pflege zu schützen. 

Zudem sei darauf hinzuwei-
sen, dass auch die Investitions-
kostenfinanzierung der Länder zu 
diesem Ziel beitrage; die Länder 
müssten daher ebenfalls ihrer ge-
setzlichen Pflicht nachkommen, da-
mit Pflegebedürftige und ihre Fa-
milien nicht überfordert werden 
� (ck)

Aktion von 19 Einrichtungen

Marmelade für 
den guten Zweck
Paderborn // Selbst gemachte Marme-
lade für einen guten Zweck: Ob Bee-
ren-Mix, Erdbeer-Marmelade oder 
Kürbis-Apfel-Chutny – 19 Pflege- und 
Altenhilfeeinrichtungen der Caritas 
im Erzbistum Paderborn beteiligten 
sich an der Marmeladen-Aktion zu-
gunsten der Müttergenesung zu Li-
bori. Rund 500 dekorierte Gläser mit 
29 Marmeladensorten kamen zusam-
men. Beim Caritas-Tag und im Caritas-
Treff in der Libori-Woche in Paderborn 
wurden sie für eine Spende angebo-
ten. Das Ergebnis: 1 095,35 Euro. Den 
Scheck überreichte Christoph Menz 
von der Abteilung Altenhilfe beim Di-
özesan-Caritasverband Paderborn an 
Sabine Lohmann, Vorsitzende der Ar-
beitsgemeinschaft für Müttergene-
sung im Erzbistum Paderborn.� (ck)
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